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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1959 Ausgegeben am 26. Feber 1959 12. Stück

40. Kundmachung: Weitere Ratifikationen und Beitritte zum Abkommen über Zollerleichterungen im Reiseverkehr,
zum Zusatzprotokoll zum Abkommen über Zollerleichterungen im Reiseverkehr, betreffend die
Einfuhr von Werbeschriften und Werbematerial für den Fremdenverkehr und zum Zoll-
abkommen über die vorübergehende Einfuhr privater Straßenkraftfahrzeuge.

4 1 . Kundmachung: Ratifikation des Zollabkommens über Carnets E. C. S. für Warenmuster durch das Vereinigte
Königreich vom Großbritannien und Nordirland und die Niederlande.

4 2 . Kundmachung: Beitritt Ghanas zur Konvention über die Verhütung und Bestrafung des Völkermordes.
43. Kundmachung: Ratifikation beziehungsweise Beitritt weiterer Staaten zu den Genfer Abkommen zum

Schutze der Opfer des Krieges.
4 4 . Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der Vereinigten Mexikanischen

Staaten zur beiderseitigen Abschaffung der Sichtvermerke in Reisepässen.
4 8 . Vereinbarung zwischen der Bundesregierung der Republik Österreich und der Regierung der Bundesrepublik

Deutschland über den Austausch von Mitteilungen in Staatsangehörigkeitssachen.
4 6 . Vereinbarung über den Durchflug im Internationalen Fluglinienverkehr.

4 0 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 16. Feber 1959, betreffend weitere Ra-
tifikationen und Beitritte zum Abkommen
über Zollerleichterungen im Reiseverkehr,
zum Zusatzprotokoll zum Abkommen über
Zollerleichterungen im Reiseverkehr, betref-
fend die Einfuhr von Werbeschriften und
•Werbematerial für den Fremdenverkehr und
zum Zollabkommen über die vorüber-
gehende Einfuhr privater Straßenkraftfahr-

zeuge.

1. Nach Mitteilungen des Generalsekretariates
der Vereinten Nationen haben folgende weitere
Staaten das Abkommen über Zollerleichterungen
im Reiseverkehr, BGBl. Nr. 131/1956, ratifiziert
oder sind diesem beigetreten:

Ghana (mit Vorbehalt), Jugoslawien, Portugal
(einschließlich der überseeischen Provinzen), Sal-
vador und Spanien.

Der Vorbehalt Ghanas hat folgenden Wort-
laut:

„(1) Die. Ausnahme von Waffen und Munition,
die in Art. 2 Abs. 3 des Abkommens enthalten
ist, ist auf Ghana nicht anwendbar.

(2) Die Ermächtigung, die in Art. 4 Abs. b
des Abkommens enthalten ist, Reiseandenken,
die einen Gesamtwert von 100 US-Dollar nicht
überschreiten, ohne Formalitäten bezüglich der
Devisenkontrolle und ohne Zahlung von Aus-
fuhrzöllen zu exportieren, ist auf Ghana nicht
anwendbar."

Die Regierung des Vereinigten Königreiches
von Großbritannien und Nordirland hat erklärt,

daß die Anwendung des Abkommens über Zoll-
erleichterungen im Reiseverkehr auf Malta er-
streckt wird, jedoch mit dem Vorbehalt, daß die
Definition des persönlichen Reiseguts, wie sie in
Art. 2 Abs. 3 des Abkommens enthalten ist, nicht
einen tragbaren Radioapparat umfaßt.

Die Ratifikation des Abkommens über Zoll-
erleichterungen im Reiseverkehr durch Haiti,
BGBl. Nr. 195/1958, schließt den in der Schluß-
akte über die Konferenz der Vereinten Nationen
über Zollformalitäten bei der vorübergehenden
Einfuhr privater Straßenkraftfahrzeuge und im
Reiseverkehr, BGBl. Nr. 131/1956, vermerkten
Vorbehalt ein.

2. Nach Mitteilungen des Generalsekretariates
der Vereinten Nationen sind dem Zusatzproto-
koll zum Abkommen über Zollerleichterungen
im Reiseverkehr, betreffend die Einfuhr von
Werbeschriften und Werbematerial für den
Fremdenverkehr, BGBl. Nr. 131/1956, folgende
weitere Staaten beigetreten:

Ghana, Jugoslawien, Portugal (einschließlich
der überseeischen Provinzen), Salvador und
Spanien.

Die im BGBl. Nr. 131/1956 kundgemachte
Ratifikation des Zusatzprotokolls zum Abkom-
men über Zollerleichterungen im Reiseverkehr,
betreffend die Einfuhr von Werbeschriften und
Werbematerial für den Fremdenverkehr, durch
Belgien schließt die Annahme desselben für Bel-
gisch-Kongo und das Treuhandschaftsgebiet
Ruanda-Urundi ein.
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Die Regierung des Vereinigten Königreiches
von Großbritannien und Nordirland hat erklärt,
daß das Zusatzprotokoll zum Abkommen über
Zollerleichterungen im Reiseverkehr, betreffend
die Einfuhr von Werbeschriften und Werbe-
material für den Fremdenverkehr, auch auf Malta
Anwendung findet. Die im BGBl. Nr. 131/1956
kundgemachte Ratifikation des erwähnten Zu-
satzprotokolls durch das Vereinigte Königreich
von Großbritannien und Nordirland schließt den
in der Schlußakte über die Konferenz der Ver-
einten Nationen über Zollformalitäten bei der
vorübergehenden Einfuhr privater Straßenkraft-
fahrzeuge und im Reiseverkehr vermerkten Vor-
behalt ein.

3. Nach Mitteilungen des Generalsekretariates
der Vereinten Nationen haben folgende weitere
Staaten das Zollabkommen über die vorüber-
gehende Einfuhr privater Straßenkraftfahrzeuge,
BGBl. Nr. 131/1956, ratifiziert oder sind diesem
beigetreten:

Ghana, Jugoslawien, Portugal (einschließlich
der überseeischen Provinzen), Salvador (mit Vor-
behalt) und Spanien.

Der Vorbehalt Salvadors hat folgenden Wort-
laut:

„Gemäß Art. 4 behält sich Salvador seine
Rechte hinsichtlich der zeitweisen Einfuhr von
Bestandteilen für die Reparatur von Motorfahr-
zeugen vor, da diese Bestandteile bei der Aus-
fuhr aus dem Lande schwer zu identifizieren
sind. Salvador ist daher der Ansicht, daß die
gesetzlich vorgesehene Entrichtung der Zölle in
solchen Fällen stattzufinden hat. Der gleiche Vor-
behalt wird im Zusammenhang mit anderen Ar-
tikeln des Abkommens, die sich auf Bestandteile
beziehen, gemacht."

Die Regierung des Vereinigten Königreiches
von Großbritannien und Nordirland hat erklärt,
daß die Anwendung des Zollabkommens über
die vorübergehende Einfuhr privater Straßen-
kraftfahrzeuge auf Malta erstreckt wird, jedoch
mit dem Vorbehalt, daß Art. 4 des Abkommens
keine Anwendung finden soll.

Raab

4 1 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 16. Feber 1959 über die Ratifikation
des Zollabkommens über Carnets E. C. S. für
Warenmuster durch das Vereinigte König-
reich von Großbritannien und Nordirland

und die Niederlande.

Nach Mitteilungen der Belgischen Botschaft in
Wien haben folgende weitere Staaten das Zoll-
abkommen über Carnets E. C. S. für Waren-
muster vom 1. März 1956, BGBl. Nr. 203/1957,
ratifiziert:

Staaten Tag des Inkrafttretens

Niederlande 30. Dezember 1958

Vereinigtes Königreich
von Großbritannien
und Nordirland (ein-
schließlich Insel Man,
Jersey und den Bezirk
von Guernsey) 18. Oktober 1958

Raab

4 2 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 16. Feber 1959, betreffend den Beitritt
Ghanas zur Konvention über die Ver-
hütung und Bestrafung des Völkermordes.

Nach einer Mitteilung des Generalsekretariates
der Vereinten Nationen ist Ghana der Konven-
tion über die Verhütung und Bestrafung des
Völkermordes, BGBl. Nr. 91/1958, beigetreten.

Der Beitritt Ghanas wird gemäß Art. XIII der
Konvention am 24. März 1959 wirksam.

Raab

43. Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 16. Feber 1959 über die Ratifikation
beziehungsweise den Beitritt weiterer Staa-
ten zu dem Genfer Abkommen zum Schutze
der Opfer des Krieges vom 12. August 1949.

Nach Mitteilungen der Schweizerischen Bot-
schaft in Wien haben seit der Kundmachung,
BGBl. Nr. 115/1958, folgende weitere Staaten
die Genfer Abkommen zum Schutze der Opfer
des Krieges vom 12. August 1949, BGBl. Nr. 155/
1953, ratifiziert beziehungsweise sind diesen bei-
getreten:

Staaten
Datum der Hinterlegung

der Ratifikations- bzw. der
Beitrittsurkunden

Ghana 2. August 1958
Indonesien 30. September 1958
Australien 14. Oktober 1958
Kambodscha 8. Dezember 1958

Die Regierung des Vereinigten Königreiches
von Großbritannien und Nordirland hat in Er-
gänzung zu der anläßlich der Hinterlegung der
Ratifikationsurkunde abgegebenen Erklärung,
BGBl. Nr. 115/1958, bekanntgegeben, daß auch
die seitens der Volksrepublik Ungarn zu den
Art. 12 und 85 der Konvention über die Be-
handlung der Kriegsgefangenen sowie zu Art. 45
der Konvention über die Behandlung von Zivil-
personen im Kriege gemachten Vorbehalte nicht
zur Kenntnis genommen werden können.

Raab
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44.

Abkommen zwischen der österreichischen Bundesregierung und der Regierung der Ver-
einigten Mexikanischen Staaten zur beiderseitigen Abschaffung der Sichtvermerke in

Reisepässen.

(Übersetzung)

1. Österreichische und mexikanische Staatsbür-
ger ohne Unterschied des Herkunftslandes kön-
nen sich in die Republik Mexiko beziehungs-
weise nach Österreich ohne vorherige Sichtver-
merkserteilung begeben, sofern sie Inhaber eines
von den Behörden ihres Landes ausgestellten
gültigen Reisepasses sind. Der Aufenthalt auf
österreichischem beziehungsweise auf mexikani-
schem Gebiet darf jedoch drei Monate nicht
überschreiten. Falls der Aufenthalt die festge-
setzte Dauer überschreitet, ist ein Sichtvermerk
erforderlich, der kostenlos erteilt wird.

Es besteht Einverständnis darüber, daß die
Abschaffung der Sichtvermerke die Österreichi-
reichischen beziehungsweise die mexikanischen
Staatsbürger, die sich nach Mexiko beziehungs-
weise nach Österreich begeben, nicht der Ver-
pflichtung enthebt, die österreichischen und die
mexikanischen Gesetze und Vorschriften über
Einreise, Aufenthalt und Beschäftigung von Aus-
ländern einzuhalten.

Demgemäß haben die Betreffenden vor ihrer
Einreise sich die jeweils erforderlichen Doku-
mente zu beschaffen und die entsprechenden
Gebühren zu entrichten.

Die zuständigen Behörden eines jeden der bei-
den Teile behalten sich das Recht vor, Personen,
die sie als unerwünscht betrachten, die Einreise
und den Aufenthalt in ihrem Land zu verwei-
gern.

3. Österreichische und mexikanische Staatsbür-
ger, die sich nach Mexiko beziehungsweise nach
Österreich begeben wollen, um eine entlohnte
Beschäftigung zu erlangen oder ein Amt, einen
Beruf oder eine sonstige entlohnte Tätigkeit aus-
zuüben, dürfen nach Mexiko oder nach Öster-
reich nur einreisen, wenn sie vorher durch Ver-
mittlung der diplomatischen oder konsularischen
Behörden des betreffenden Landes die Erlaubnis
hiezu erhalten haben. In diesem Falle ist ein
Sichtvermerk erforderlich, der kostenlos erteilt
wird.

4. Dieses Abkommen tritt 30 Tage nach dem
diesbezüglichen Notenwechsel in Kraft.

5. Die österreichische und die mexikanische
Regierung verpflichten sich, die jeweiligen zu-
ständigen Behörden von den Bestimmungen die-
ses Abkommens in Kenntnis zu setzen und ihnen
die erforderlichen Weisungen zu erteilen, um
seine ordnungsgemäße Durchführung zu gewähr-
leisten.
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6. Jeder der beiden Teile kann dieses Abkom-
men aus Gründen der öffentlichen Ordnung
zeitweilig außer Kraft setzen. Die Außerkraft-
setzung ist dem anderen. Teil unverzüglich auf
diplomatischem Wege zur Kenntnis zu bringen.

Jeder der beiden Teile kann dieses Abkommen
mit zweimonatiger Frist kündigen.

Dieses Abkommen wurde durch Notenwechsel vom 6. Juni 1958 zwischen der österreichischen
Gesandtschaft in Mexiko und dem mexikanischen Außenministerium abgeschlossen und ist gemäß
seinem Art. 4 am 6. Juli 1958 in Kraft getreten.

Raab

4 5 . Vereinbarung zwischen der Bundes-
regierung der Republik Österreich und der
Regierung der Bundesrepublik Deutschland
über den Austausch von Mitteilungen in

Staatsangehörigkeitssachen.

I. Mitteilungen über Einbürgerungen

1) Die beiden Regierungen werden künftig
vierteljährlich einander die durch ihre Be-
hörden vollzogenen Einbürgerungen von An-
gehörigen des anderen Vertragsstaates auf
diplomatischem Wege mitteilen. Die Mittei-
lungen sollen jeweils Anfang Januar, April;
Juli und Oktober eines jeden Jahres ausge-
tauscht werden.

Angehörige der Republik Österreich im
Sinne dieser Vereinbarung sind alle österrei-
chischen Staatsbürger.

Angehörige der Bundesrepublik Deutsch-
land im Sinne dieser Vereinbarung sind alle
Deutschen im Sinne des Artikels 116 Abs. 1
des Grundgesetzes für die Bundesrepublik
Deutschland.

2) Die Mitteilungen erfolgen in zweifacher
Ausfertigung nach den Mustern der Anlage A
bezw. B.

3) Reisepässe, Staatsangehörigkeitsurkunden und
sonstige Personalpapiere, die den Eingebürger-
ten als Staatsangehörigen des anderen Ver-
tragsstaates ausgewiesen haben und durch die
Einbürgerung ungültig geworden sind, wer-
den bei der Einbürgerung eingezogen und der
Regierung des anderen Vertragsstaates zusam-
men mit der Mitteilung zugestellt.

Österreichische Staatsangehörigkeitsurkun-
den im Sinne dieser Vereinbarung sind Staats-
bürgerschaftsnachweise, Heimatscheine und
Auszüge aus der Heimatrolle.

Deutsche Staatsangehörigkeitsurkunden im
Sinne dieser Vereinbarung sind Staatsange-
hörigkeitsausweise, Heimatscheine und Ur-
kunden, die den Besitz der Rechtsstellung als
„Deutscher" bescheinigen.

II. Mitteilungen über Genehmigungen der
Beibehaltung der Staatsangehörigkeit

1) Die beiden Regierungen werden künftig ein-
ander auf diplomatischem Wege Mitteilung
machen, wenn einem ihrer Angehörigen die
Beibehaltung der Staatsangehörigkeit für den
Fall des Erwerbs der Staatsangehörigkeit des
anderen Vertragsstaates genehmigt worden ist.

2) Die Mitteilung erfolgt alsbald nach Erteilung
der Genehmigung in zweifacher Ausfertigung
nach dem Muster der Anlage C 1) bezw. C 2).

3) Die beiden Regierungen werden innerhalb
von 6 Monaten nach dem Inkrafttreten die-
ser Vereinbarung einander auch alle Genehmi-
gungen mitteilen, die zwischen dem 27. April
1945 und dem Inkrafttreten dieser Verein-
barung erteilt worden sind.

III. Mitteilungen aus Anlaß des Zweiten Ge-
setzes zur Regelung von Fragen der
Staatsangehörigkeit vom 17. Mai 1956

(deutsches BGBl. I S. 431)

Die Regierung der Bundesrepublik Deutsch-
land wird für alle österreichischen Staatsbür-
ger, die die. deutsche Staatsangehörigkeit ge-
mäß den §§ 3, 4 oder 5 des Zweiten Gesetzes
zur Regelung von Fragen der Staatsangehörig-
keit erworben haben, der österreichischen
Bundesregierung eine Mitteilung nach dem
Muster der Anlage D zuleiten.

Ziffer 1 Nr. 3) Abs. 1 und 2 gelten ent-
sprechend.

IV. Die Vereinbarung gilt auch für das Land
Berlin, sofern nicht die Regierung der Bun-
desrepublik Deutschland der österreichischen
Bundesregierung innerhalb von drei Monaten
nach Inkrafttreten dieser Vereinbarung eine
gegenteilige Mitteilung macht.

V. Der. Tag, an dem die Vereinbarung in
Kraft tritt, wird durch gesonderten Noten-
wechsel vereinbart.

VI. Die Vereinbarung wird auf unbestimmte
Zeit abgeschlossen und verliert sechs Monate
nach erfolgter Kündigung ihre Gültigkeit.
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Anlage A
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Anlage B
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Anlage C 1)

Anlage C 2)
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Anlage D

Die vorstehende Vereinbarung ist in Form eines Notenwechsels am 6. Oktober 1958 zwischen
dem österreichischen Botschafter in Bonn und dem Bundesminister des Auswärtigen der Bundes-
republik Deutschland abgeschlossen worden, sie ist durch einen gemäß Punkt V der Vereinbarung
erfolgten Notenwechsel vom 13. Oktober 1958 mit 1. November 1958 in Kraft getreten.

Raab
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46.

Der Bundespräsident erklärt, der am 7. Dezember 1944 unterzeichneten Vereinbarung über den
Durchflug im internationalen Fluglinienverkehr, welche also lautet:

(Übersetzung.)

VEREINBARUNG ÜBER DEN DURCH-
FLUG IM INTERNATIONALEN FLUG-

LINIENVERKEHR
Die Mitgliedstaaten der Internationalen Zivil-

luftfahrtorganisation, welche diese Vereinbarung
über den Durchflug im internationalen Flug-
linienverkehr unterzeichnen und annehmen, er-
klären folgendes:

ARTIKEL I

Abschnitt 1

Jeder Vertragsstaat gewährt den anderen
Vertragsstaaten im planmäßigen internationalen
Fluglinienverkehr folgende Freiheiten der Luft:

1. das Recht, sein Hoheitsgebiet ohne Landung
zu überfliegen;

2. das Recht, zu nichtgewerbsmäßigen Zwecken
zu landen.

Die in diesem Abschnitt gewährten Rechte
finden keine Anwendung auf Flughäfen, die
unter Ausschluß jedes planmäßigen internationa-
len Fluglinienverkehrs zu militärischen Zwecken
benutzt werden. Die Ausübung dieser Rechte
in Gebieten, in denen offene Feindseligkeiten
stattfinden oder die militärisch besetzt sind,
und in Kriegszeiten längs der Nachschubwege
zu diesen Gebieten, ist von der Zustimmung
der zuständigen militärischen Behörden ab-
hängig.

Abschnitt 2

Die genannten Rechte werden in Überein-
stimmung mit der Vorläufigen Vereinbarung
über die internationale Zivilluftfahrt und nach
Inkrafttreten des Abkommens über die inter-
nationale Zivilluftfahrt, beide am 7. Dezember
1944 in Chikago abgefaßt, in Übereinstimmung
mit diesem ausgeübt.

Abschnitt 3

Ein Vertragsstaat, der den Luftbeförderungs-
unternehmen eines anderen Vertragsstaats das
Recht zu nichtgewerbsmäßigen Landungen ge-
währt, kann von diesen Luftbeförderungsunter-
nehmen verlangen, daß sie an den Punkten,
an denen solche Landungen erfolgen, ange-
messene gewerbliche Verkehrsdienste anbieten.

Ein solches Verlangen darf keine unterschied-
liche Behandlung der die gleiche Strecke be-
treibenden Luftbeförderungsunternehmen mit
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sich bringen, hat die Kapazität der Luftfahrzeuge
zu berücksichtigen und soll derart ausgeübt
werden, daß es den normalen Betrieb des be-
treffenden internationalen Fluglinienverkehrs
sowie die Rechte und Verpflichtungen eines
Vertragsstaats nicht beeinträchtigt.

Abschnitt 4

Vorbehaltlich der Bestimmungen dieser Ver-
einbarung kann jeder Vertragsstaat

1. die Strecke bezeichnen, die innerhalb
seines Hoheitsgebiets von jedem internationalen
Fluglinienverkehr einzuhalten ist, sowie die
Flughäfen, die von diesem benutzt werden
dürfen;

2. einem Fluglinienverkehr gerechte und
angemessene Gebühren für die Benutzung dieser
Flughäfen und der sonstigen Luftfahrteinrich-
tungen auferlegen oder ihre Auferlegung ge-
statten; diese Gebühren dürfen nicht höher
sein als diejenigen, welche seine nationalen, in
ähnlichem internationalem Fluglinienverkehr ein-
gesetzten Luftfahrzeuge für die Benutzung dieser
Flughäfen und Luftfahrteinrichtungen zu zahlen
hätten; diese Gebühren unterliegen jedoch auf
Vorstellung eines beteiligten Vertragsstaats
einer Nachprüfung durch den Rat der Inter-
nationalen Zivilluftfahrtorganisation, die auf
Grund des oben erwähnten Abkommens er-
richtet wird; der Rat erstattet einen Bericht
und legt dem beteiligten Staat oder den beteiligten
Staaten diesbezügliche Empfehlungen zur Er-
wägung vor.

Abschnitt 5

Jeder Vertragsstaat behält sich das Recht
vor, einem Luftbeförderungsunternehmen eines
anderen Staates ein Zeugnis oder eine Bewilligung
zu verweigern oder zu widerrufen, falls ihm
nicht nachgewiesen wird, daß ein wesentlicher
Teil des Eigentums und die tatsächliche Kon-
trolle in den Händen von Staatsangehörigen
eines Vertragsstaats liegen, oder falls ein solches
Luftbeförderungsunternehmen die Gesetze des
Staates, über dessen Gebiet es Luftverkehr
betreibt, nicht befolgt oder seine Verpflichtungen
aus dieser Vereinbarung nicht erfüllt.

ARTIKEL H

Abschnitt 1

Ist ein Vertragsstaat der Ansicht, daß Maß-
nahmen eines anderen Vertragsstaats auf Grund
dieser Vereinbarung ihm Unrecht oder Härten
zufügen, so kann er beim Rat beantragen, die
Sachlage zu prüfen. Daraufhin untersucht der
Rat die Angelegenheit und beruft die beteiligten
Staaten zur Beratung ein. Gelingt es nicht,
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durch eine solche Beratung die Schwierigkeit
zu beheben, so kann der Rat zweckdienliche
Feststellungen treffen und den beteiligten Ver-
tragsstaaten Empfehlungen erteilen. Unterläßt
es danach ein beteiligter Vertragsstaat nach
Ansicht des Rats ungerechtfertigterweise, ge-
eignete Abhilfemaßnahmen zu treffen, so kann
der Rat der Versammlung der oben erwähnten
Organisation empfehlen, die Rechte des be-
treffenden Vertragsstaats aus dieser Vereinbarung
so lange auszusetzen, bis diese Abhilfemaß-
nahmen getroffen worden sind. Die Versammlung
kann diese Rechte mit einer Mehrheit von zwei
Drittel so lange aussetzen, wie es ihr angemessen
erscheint oder bis der Rat feststellt, daß der
betreffende Staat Abhilfemaßnahmen getroffen
hat.

Abschnitt 2

Kann eine Meinungsverschiedenheit zwischen
zwei öder mehreren Vertragsstaaten über die
Auslegung oder Anwendung dieser Verein-
barung nicht durch Verhandlungen beigelegt
werden, so finden die Bestimmungen des Kapi-
tels XVIII des oben erwähnten Abkommens,
die sich auf Meinungsverschiedenheiten über
dessen Auslegung oder Anwendung beziehen,
entsprechende Anwendung.

ARTIKEL III

Diese Vereinbarung bleibt so lange in Kraft,
wie das oben erwähnte Abkommen; jedoch
kann jeder Vertragsstaat, der Partei dieser
Vereinbarung ist, sie mit einjähriger Frist durch
Anzeige an die Regierung der Vereinigten
Staaten von Amerika kündigen, die unverzüglich
alle anderen Vertragsstaaten von einer solchen
Kündigung und dem Ausscheiden in Kenntnis
setzen wird.

ARTIKEL IV

Bis zum Inkrafttreten des oben erwähnten
Abkommens gelten alle darauf bezüglichen
Verweisungen, abgesehen von denen des Ar-
tikels II Abschnitt 2 und des Artikels V, als
Verweisungen auf die am 7. Dezember 1944 in
Chikago abgefaßte Vorläufige Vereinbarung über
die internationale Zivilluftfahrt und Verwei-
sungen auf die Internationale Zivilluftfahrt-
organisation, die Versammlung und den Rat
gelten als Verweisungen auf die Vorläufige
Internationale Zivilluftfahrtorganisation, die Vor-
läufige Versammlung und den Vorläufigen Rat.

ARTIKEL V

Für die Anwendung dieser Vereinbarung hat
der Ausdruck „Hoheitsgebiet" die im Artikel II
des oben erwähnten Abkommens festgelegte
Bedeutung.
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ARTIKEL VI

Unterzeichnung und Annahme dee Verein-
barung

Die unterzeichneten Delegierten der Inter-
nationale Zivilluftfahrtkonferenz, die in Chikago
am 1. November 1944 zusammengetreten ist,
haben ihre Unterschriften mit der Maßgabe
unter diese Vereinbarung gesetzt, daß die
Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika
so bald wie möglich von jeder Regierung, in
deren Namen diese Vereinbarung unterzeichnet
worden ist, darüber unterrichtet wird, ob diese
Unterzeichnung eine Annahme der Vereinbarung
durch die betreffende Regierung und eine für sie
bindende Verpflichtung darstellt.

Jeder Mitgliedstaat der Internationalen Zivil-
luftfahrtorganisation kann diese Vereinbarung
als eine ihn bindende Verpflichtung annehmen,
indem er der Regierung der Vereinigten Staaten
die Annahme anzeigt; diese wird mit dem Tag
des Eingangs der Anzeige bei der genannten
Regierung wirksam.

Diese Vereinbarung tritt zwischen Vertrags-
staaten mit ihrer Annahme durch einen jeden
von ihnen in Kraft. Danach wird sie auch in
bezug auf jeden weiteren Staat, welcher der
Regierung der Vereinigten Staaten die Annahme
anzeigt, mit dem Tag des Eingangs der Anzeige
bei der genannten Regierung bindend. Die
Regierung der Vereinigten Staaten wird alle
Staaten, die diese Vereinbarung unterzeichnet
und angenommen haben, über den Zeitpunkt
jeder Annahme dieser Vereinbarung sowie über
den Zeitpunkt des Inkrafttretens für jeden Staat,
der die Vereinbarung annimmt, in Kenntnis
setzen.

ZU URKUND DESSEN haben die Unter-
zeichneten, hiezu gehörig bevollmächtigt, diese
Vereinbarung im Namen ihrer Regierungen
an den neben ihren Unterschriften vermerkten
Daten gezeichnet.

GESCHEHEN zu Chikago am 7. Dezember
1944 in englischer Sprache. Eine Fassung in
Englisch, Französisch und Spanisch, die in
jeder Sprache in gleicher Weise authentisch ist,
wird in Washington, D. C , zur Unterzeichnung
aufgelegt. Beide Fassungen werden im Archiv
der Regierung der Vereinigten Staaten von
Amerika hinterlegt; diese Regierung übermittelt
den Regierungen aller Staaten, die diese Verein-
barung unterzeichnen und annehmen, beglaubigte
Ausfertigungen.

beizutreten und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte Erfüllung der
darin enthaltenen Bestimmungen.
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Zu Urkund dessen ist die vorliegende Beitrittsurkunde vom Bundespräsidenten unterzeichnet,
vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Inneres, vom Bundesminister für Finanzen, vom
Bundesminister für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft und vom Bundesminister für die Aus-
wärtigen Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich ver-
sehen worden.

Geschehen zu Wien, den 31. Oktober 1958.

Der Bundespräsident:

Schärf

Der Bundeskanzler:

Raab

Der Bundesminister für Inneres:
Helmer

Der Bundesminister für Finanzen:
Kamitz

Der Bundesminister für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft:

Waldbrunner

Der Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten:

Figl

Diese Vereinbarung ist gemäß ihrem Artikel VI am 10. Dezember 1958 für Österreich in Kraft
getreten.

Bisher haben folgende Staaten die vorliegende Vereinbarung angenommen:

Afghanistan, Argentinien, Äthiopien, Australien, Belgien, Bolivien, Bundesrepublik Deutsch-
land, Ceylon, Costa Rica, Dänemark, Finnland, Frankreich, Griechenland, Guatemala, Honduras,
Indien, Irak, Iran, Irland, Island, Israel, Japan, Jordanien, Kanada, Kuba, Liberien, Luxemburg,
Marokko, Mexiko, Neu-Seeland, Nicaragua, Niederlande, Norwegen, Pakistan, Paraguay,
Philippinen, Polen, Salvador, Schweden, Schweiz, Spanien, Südafrikanische Union, Thailand,
Tschechoslowakei, Türkei, Venezuela, Vereinigte Arabische Republik (mit dem ägyptischen Landes-
teil), Vereinigte Staaten von Amerika, Vereinigtes Königreich von Großbritannien und Nordirland.

Raab
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